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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 3. Mai 1957 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundes rates 

Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 176. Sitzung 
am 3. Mai 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestag am 5. April 1957 verabschiedeten 

Bundesgesetzes zur Regelung der rückerstat- 
tungsrechtlichen Geldverbindlichkeiten des Deut- 
schen Reichs und gleichgestellter Rechtsträger 
(Bundesrückerstattungsgesetz - BRüG) 

- Drucksachen 3247, 2677 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 134 
Abs. 4 und Artikel 135 Abs. 5 des Grundgesetzes seiner Zustimmung 
bedarf. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 3. Mai 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 18. April 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Bundesgesetz zur Regelung der rückerstattungsrechtlichen 
Geldverbindlichkeiten des Deutschen Reichs und gleichgestellter 
Rechtsträger (Bundesrückerstattungsgesetz - BRüG) 


1. Zu § 4 

§ 4 ist wie folgt zu fassen: 

>,§ 4 

Hat ein Dritter feststellbare Vermögens- 
gegenstände entzogen, die alsdann auf einen 
der in § 1 genannten Rechtsträger übergegan- 
gen sind, so richtet sich der Anspruch gegen 
diese Rechtsträger unbeschadet der in § 11 
Nr. 1 genannten Rechtsvorschriften.“ 

Begründung 

Die Neufassung stellt klar, daß die Haftung 
des Bundes stets dann eintritt, wenn von 
einem Dritten auf Grund von Reichsvorschrif- 
ten entzogene Vermögensgegenstände — oder 
deren Surrogat — auf einen der in § 1 ge- 
nannten Rechtsträger übergegangen sind. Sie 
bewirkt außerdem, daß der Bund in bezug 
auf den Haftungsausschluß nicht besser ge- 
stellt wird als der Dritte, der auf Grund bis- 
her geltender Rückerstattungsvorschriften zu 
haften hat. 

2 . 

In den §§ 6, 7, 8, 9, 10, 14, 23, 24, 25, 26, 
29, 30, 31, 32, 34, 35, 37 und 38 ist der 
Klammerzusatz „(§§ 1, 3)“ jeweils durch 
„ , 4“ zu ergänzen. 

Begründung 

§ 4 steht mit § 3 im Zusammenhang, die Er- 
gänzung erscheint deshalb notwendig. 

3. Zu §§ 27, 28 und 30 

a) Zu § 27 Abs. 3 

aa) In § 27 Abs. 3 sind die Worte „dem 
Bundesentschädigungsgesetz“ zu er- 


setzen durch die Worte „§§ 189, 231 
des Bundesentschädigungsgesetzes“ . 
bb) In § 27 Abs. 3 am Ende sind nach 
dem Wort „angemeldet“ einzufügen 
die Worte „oder durch Klage vor der 
Restitutionskammer eines unzustän- 
digen Landgerichts geltend gemacht“. 

b) Zu § 28 Abs. 3 (neu) 

In § 28 ist folgender neuer Absatz 3 ein- 
zufügen: 

„(3) § 27 Abs. 3 gilt sinngemäß.“ 

Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 4 und 5. 

c) Zu § 30 Abs. 1 und 2 

In § 30 Abs. 1 und 2 sind die Worte 
„§ 189“ jeweils zu ersetzen durch die 
Worte „§§ 189, 231“. 

Begründung 

1. Die Einfügung der §§ 189 und 231 des 
Bundesentschädigungsgesetzes in § 27 
dient der Klarstellung im Verhältnis 
zu § 30. In § 30 und in § 27 muß auch 
die Vorschrift des § 231 des BEG 
zitiert werden, weil auch Anmeldun- 
gen auf Grund früheren Landesrechts 
die Frist nach diesem Gesetz wahren 
sollen. 

2. Die Einfügung unter Buchstabe a 
Doppelbuchstabe bb ist erforderlich, 
weil die Möglichkeit besteht, daß An- 
sprüche irrtümlicherweise in der fran- 
zösischen Zone vor der Restitutions- 
kammer eines unzuständigen Landge- 
richts geltend gemacht worden sind. 
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4. Zu § 45 Abs. 2 

In § 45 Abs. 2 sind nach dem Wort „kann“ 
die Worte einzufügen „durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates“. 

Begründung 

Die Bestimmung der Bundesregierung hat 
normativen Charakter, sie beseitigt für einen 
bestimmten Personenkreis die Sistierung der 
Ansprüche. Es bedarf deshalb einer Rechts- 
verordnung (vgl. den Änderungsvorschlag des 
Bundesrates im 1. Durchgang — BT-Druck- 
sache 2677 Anlage 2 Nr. 9 — ). 


5. Zu § 46 Abs. 1 

Dem § 46 Abs. 1 ist folgender Satz 2 anzu- 
fügen: 

„Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes.“ 

Begründung 

Folge der vorgeschlagenen Ergänzung des § 45 

Abs. 2. 
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